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1. Energiewende Deutschland 
Deutschland ist nach China das Land mit dem höchsten Investitionsvolumen im Bereich der 
erneuerbaren Energie. Im Jahr 2010 investierte Deutschland 41,2 Mrd. Euro in erneuerbare 
Energien und liegt somit in der Gesamtsumme noch vor den USA (Deutschlandfunk 2011). 
Die Atomkatastrophe in Fukushima als Folge des Erdbebens vor der japanischen Küste vom 
11.03.2011 führte weltweit und vor allem auch in Deutschland zu einer Neuorientierung der 
deutschen Energiepolitik (Monopolkommission 2011, 21). In Deutschland gingen in den 
folgenden Monaten tausende Menschen auf die Straße, um gegen Atomkraft zu protestieren. 
Diese öffentliche Protestwelle bedeutete eine Stärkung der „Ökostrombewegung“, die ihren 
historischen Ursprung im Anti-Atomkraft-Aktivismus der Friedensbewegung hat. Durch die 
potentielle militärische Nutzung von Atomkraft war das Thema auch für die Friedensbe-
wegung relevant. Es gibt kaum ein vergleichbares Thema, zu dem über einen so langen Zeit-
raum eine derartige Mobilisierung stattgefunden hat (Roose 2010, 79). Die anfängliche 
Euphorie für die preiswerte Energieerzeugung in der Nachkriegszeit war in den 1970er Jahren 
der Angst vor Atomwaffen und Atomunfällen gewichen. Es formierten sich lokale Wider-
standsbewegungen gegen den Bau von Atomkraftwerken. Die Protestbewegungen wurden 
meist von Akteuren vor Ort geleitet, trotzdem formierten sich zunehmend auch Massen-
proteste. Protestmärsche wie in Hannover im Jahr 1979, wo über 100.000 Menschen zusam-
menkamen, trugen dazu bei, dass aus der anfänglich kleinen Anti-Atomkraft-Bewegung eine 
nationale politische Größe wurde. Die teilweise radikalen Strömungen in der Bewegung 
führten jedoch auch zu einem Konfliktpotential mit der breiteren Öffentlichkeit. 
Eine neuerliche Wende in der öffentlichen Wahrnehmung trat durch den Super-GAU im 
sowjetischen Reaktor von Tschernobyl im Jahr 1986 ein. Roose führt an, dass es in der 
Debatte überraschenderweise keine Rolle spielte, dass die Unfallursache ein kapitaler Bedie-
nungsfehler war. Mitte der 1990er Jahre sind vor allem die Atommülltransporte Auslöser für 
neuerliche Protestaktionen. Mit der rot-grünen Koalition unter Bundeskanzler Gerhard 
Schröder wurde erstmals der Atomausstieg als Zielbestimmung in das Regierungsprogramm 
aufgenommen. Mit den Energieversorgern werden Verhandlungen über den schrittweisen 
Ausstieg geführt. 
Roose führt aus, dass das Thema Atomkraft nicht nur als ein Konflikt um Risiken und Formen 
der Energieerzeugung zu interpretieren ist, sondern auch als Konflikt um die Entscheidungs-
befugnisse des Staates und die Verflechtung von wirtschaftlichen und politischen Interessen 
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(Roose 2010, 80ff). Bundeskanzlerin Angela Merkel bezeichnete die Atomkraft lange als 
„Brückentechnologie, bis wir durch erneuerbare, rentable Energien den Umstieg schaffen“ 
(vgl. www.finanz.net, 14.09.2009; Bundesregierung 2010). Unter anderem mit dieser 
Argumentationslinie und der Tatsache, dass Atomkraft CO2-neutral ist, wurde von der 
schwarz-gelben Koalition unter Angela Merkel 2010 wiederum eine Laufzeitverlängerung der 
deutschen Atomkraftwerke beschlossen. 
Die politischen Ereignisse nach der Atomkatstrophe im japanischen Fukushima im Frühjahr 
2011 bestätigen die von Roose beschriebene Analyse der Bedeutung der Anti-Atom-Bewe-
gung in Deutschland und die ungewöhnliche Dauer des Konflikts. Bei den traditionellen frie-
denspolitischen deutschen Ostermärschen im Frühjahr 2011 zeigte sich beispielsweise, dass 
das Thema Atompolitik auch im aktuellen Kontext mehr Mobilisierungspotential als bei-
spielsweise der Libyenkonflikt bietet (Morath/Schmidt 2011). Roose konstatiert in seinem 
Schlusskapitel: „Es bleibt abzuwarten, wann bzw. ob es langfristig gelingen wird, den Atom-
konflikt für eine Seite endgültig zu entscheiden.“ (Roose 2010, 99). Die jüngsten Ereignisse 
rund um die Atomkatastrophe in Japan zeigen, wie schnell ein lang anhaltender Konflikt auf-
grund von plötzlichen Ereignissen und dem darauffolgenden gesellschaftlichen Druck letzt-
endlich entschieden werden kann.  
Die Situation im Bereich erneuerbare Energie unterscheidet sich in Deutschland demnach in 
mehreren Punkten von der in Österreich. Unter einer ähnlichen Gemengelage an Motivationen 
gelang es einer Massenbewegung mit Protesten, eine Volksabstimmung über das von der 
sozialdemokratischen Alleinregierung beschlossene und gebaute Atomkraftwerk Zwentendorf 
zu erzwingen. Die Niederlage der Regierung, einhergehend mit der Nicht-Inbetriebnahme des 
einzigen potenziellen österreichischen Atomkraftwerks, veränderte den Charakter der öster-
reichischen Anti-Atom-Bewegung jedoch erheblich. Entlang einer starken Stützung durch 
Boulevardmedien ist die Bewegung mittlerweile im Mainstream angekommen und gehört 
auch auf Regierungsebene zu einem zentralen „Glaubensbekenntnis“ der Republik Österreich. 
Dementsprechend sind das Konfliktpotenzial, und damit auch das Potenzial zu praktischen 
Initiativen, die dieses Potenzial katalysieren, ausgesprochen gering. 
In Deutschland ist es in den letzten Jahren zu einem deutlichen Zuwachs von Energiepro-
jekten mit Bürgerbeteiligung gekommen (GVB 2010, 40; Volz 2011). Viele dieser Projekte 
organisieren sich in der Rechtsform der Genossenschaft. Aus diesen Gründen liegt es nahe, 




Die deutsche Bundesregierung hat mit dem Energiekonzept eine Gesamtstrategie bis zum Jahr 
2050 verabschiedet (BMWi/BMU 2010). Als einer der wesentlichen Ansatzpunkte gilt vor 
allem der Ausbau der erneuerbaren Energie. Eine zentrale Rolle spielt dabei das Fördersystem 
(Sensfuss et al. 2009), wenn sich auch die Monopolkommission in ihrem aktuellen Sonder-
gutachten dafür ausspricht, erneuerbare Energien möglichst mit „marktlichen, wettbewerbs-
neutralen Mechanismen zu fördern“. Damit soll einer Verzerrung des Wettbewerbs der ver-
schiedenen Energieträger durch den auf CO2-Emissionen fokussierten Emissionshandel ent-
gegengewirkt werden (Monopolkommission 2011, 9).  
Derzeit wird die Stromversorgung in Deutschland hauptsächlich durch fossile Energieträger 
(vor allem Kohle) und Kernenergie gesichert (BMWi/BMU 2010, 14). Langfristig soll sich 
das aber ändern. Der Windenergie wird dabei das größte Potential zugeschrieben. Die deut-
sche Bundesregierung setzt derzeit auf den Bau von Windparks in der Nord- und Ostsee. 
Allerdings verläuft der Ausbau alles andere als reibungslos. Der Stromnetzbetreiber Tennet 
warnte im November 2011 die Bundesregierung, dass es bei der Anbindung der neuen Off-
shore-Windparks Finanzierungsschwierigkeiten gebe (vgl. Die Zeit, 16.11.2011). Ein weiterer 
Grund für den schleppenden Ausbau der Windkraft ist die Angst der großen Energiekonzerne, 
dass sich ihre milliardenschweren Investitionen in die Windkraftwerke nicht über den Strom-
verkauf amortisieren. Kohle- und Kernkraftwerke machen immer noch einen ungleich höhe-
ren Gewinnanteil aus (Brück 2011). 
Den Grundstein für das Bekenntnis zu Energiewende hat in den 1990er Jahren das Strom-
einspeisungsgesetz (heute Erneuerbare-Energien-Gesetz, EEG) gelegt, das vor allem den 
großen Vorteil der Investitionssicherheit brachte (BMWi/BMU 2010, 7). Das EEG wurde 
zuletzt im Sommer 2011 novelliert, mit dem Ziel den Ausbau der erneuerbaren Energien 
weiter voranzutreiben: Bis 2020 sollen mindestens 35% der Stromversorgung durch erneu-
erbare Energien bereitgestellt werden (BMU 2010). Laut dem Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit dient das deutsche EEG für viele andere Länder 
als Vorbild, ist aber auch innerhalb Deutschlands immer wieder in Kritik geraten (ebd.). Die 
Monopolkommission sieht im Erneuerbaren-Energien-Gesetz und auch im Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetz sogar „keinen eigenständigen Beitrag zum Klimaschutz“ (Monopolkommis-
sion 2011, 8). Die Einspeiseregelungen gelten als effektive und preiswertere Möglichkeit, um 
die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energieträgern zu unterstützen. Die Förderbeträge müs-
sen aber immer wieder gekürzt werden, da beispielsweise die Errichtung von Solaranlagen 
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immer günstiger wird. Ziel der Bundesregierung ist die Marktfähigkeit, also eine Ökoenergie, 
die ohne Förderungen auskommt (Ökostromförderung 2011). Derzeit leisten alle Energie-
verbraucher in Deutschland eine so genannte EEG-Umlage, die im Oktober auf 3,59 
Cent/Kilowattstunde angehoben wurde (Tenbrock 2011).  
Die Förderung von Ökostrom wird teilweise kritisch und als nicht zweckmäßig gesehen. Der 
Energieexperte Florian Haslauer vom Beratungsunternehmen A.T. Kearney meint etwa, dass 
zwar derzeit noch öffentliche Förderungen notwendig sind um die Energiewende zu errei-
chen, es jedoch zielführender wäre, wenn die Förderungen direkt von der EU vergeben 
würden. Die nationale Energiepolitik solle ihr Hauptaugenmerk auf die Energieeffizienz 
legen, wo deutlich mehr Einsparungspotential liege. Das gelte besonders für Österreich, das 
derzeit neben Spanien, Deutschland und Italien am meisten öffentliche Gelder für die Förde-
rung von Ökostrom ausgibt (vgl. Die Presse, 14.07.2011). 
1.2. Atomausstieg  
Der Begriff „Energiewende“ hat nach der Atomkatastrophe von Fukushima im Frühjahr 2011 
noch stärker an Bedeutung gewonnen. Mittlerweile umfasst die Energiewende auch den 
Atomausstieg, der nun bis 2022 vollzogen werden soll. Wie bereits ausgeführt war ursprüng-
lich die Laufzeit der Atomkraftwerke schon wieder verlängert worden, die Ereignisse in Japan 
brachten aber eine „Wende von der Wende“. Zwar war vorgesehen, dass es langfristig zu 
einem Atomausstieg kommen soll, die politische Entscheidung fiel jedoch aufgrund der 
Atomkatastrophe und des medialen und gesellschaftlichen Drucks überraschend und schnell. 
Das Kapitel „Kernenergie“ des Energiekonzepts der Bundesregierung 2010 ist somit bereits 
nicht mehr aktuell. Ursprünglich war von einer weiterhin bestehenden Notwendigkeit der 
Kernenergie ausgegangen worden. Der Atomausstieg hat auch klimapolitische Auswirkungen. 
Die Laufzeitverkürzung der CO2-freien Kernkraftwerke führt zumindest kurzfristig zu einer 
Erhöhung der Emissionen, da zunächst wieder mehr fossile Kraftwerke ans Netz gehen 
werden. Die genauen Zahlen sind abhängig davon, mit welchen Energieformen die dann feh-
lenden Kapazitäten geschlossen werden. Jedenfalls ergäben sich durch den Atomausstieg 
(kurzfristig gesehen) keine direkten Klimaschutzwirkungen (Monopolkommission 2011, 23). 
Ein weiterer Effekt ist aller Wahrscheinlichkeit nach, dass neue Stromanbieter den 
Markteintritt wagen werden (ebd., 25). Gerade der Energiemarkt ist durch hohe Investitions-
kosten und lange Genehmigungsverfahren geprägt, die dadurch umso mehr nach langfristig 
vorhersehbaren rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen verlangen. Die Monopol-
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kommission konstatiert in ihrem Sondergutachten, dass diese Rahmenbedingungen nicht 
gegeben sind.  
Die deutsche Monopolkommission sieht zudem wettbewerbspolitische Auswirkungen durch 
den Atomausstieg. Als unmittelbare Folgen befürchten sie den Anstieg der Strompreise sowie 
Defizite in der Versorgungssicherheit und der Netzstabilität. So sind einige der deutschen 
Subnetze derzeit nicht in der Lage, Spitzenproduktionsphasen etwa im Bereich der Windener-
gie ohne die Gefahr von Netzüberlastungen weiterzuleiten. Auch fehlt es an entsprechenden 
Speicherkapazitäten. 
Dies betreffe auch die Nachbarstaaten, daher auch Österreich (ebd., 3). Ähnlich problematisch 
sieht die aktuellen Entwicklungen auf dem Energiemarkt der Vorstand der österreichischen 
Energiebehörde E-Control, Walter Boltz. Das derzeit bestehende Problem betreffe, so Boltz, 
weniger die Kapazität der Kraftwerke als die Transportwege. Es fehle an Hochspannungslei-
tungen, die die Elektrizität über eine lange Distanz von den Produzenten zu den Abnehmern 
brächten. Wind- und Solarparks sind meist über eine große Fläche verteilt, für den Transport 
fehle es derzeit jedoch an zusätzlichen Leitungen (ebd., 24; Wetz 2011). 
Der deutsche Großversorger RWE hat bereits im März 2011 beim Verfassungsgerichtshof in 
Kassel geklagt (RWE Power AG 2011). Zwei weitere der großen deutschen Energiekonzerne, 
E.ON und Vattenfall, planen ebenfalls, gegen den Atomausstieg rechtliche Schritte einzulei-
ten. E.ON forciert eine Verfassungsbeschwerde, Vattenfall plant Ende 2011 eine milliarden-
schwere Schadenersatzklage vor dem Schiedsgericht für Investitionsstreitigkeiten (in 
Washington) einzureichen. Diese rechtlichen Androhungen könnten dazu führen, dass ein 
Vergleich geschlossen und möglicherweise eine Gesamtlösung für Atomkonzerne gefunden 
wird (Werner 2011).  
In Deutschland haben sich mittlerweile so viele kleine Projekte gebildet, dass bereits von 
einer „neuen Protestkultur“ gesprochen wird (Locke 2010). Viele Projekte werden rund um 
das Thema Energiewende und Atomausstieg gegründet. Als zweites fällt auf, dass viele Initi-
ativen als Genossenschaften gegründet werden und Bürger/innen beteiligt sind. Bei vielen 
Projekten steht die Bürgerbeteiligung und nicht die Kapitalgewinnung (wie zum Beispiel bei 
Solarfonds) im Vordergrund. Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die „Langfristigkeit“. Diese 
steht sowohl bei dem deutschen Energiekonzept im Mittelpunkt als auch bei vielen Bürgerge-
nossenschaften. Es soll längerfristig eine Veränderung eintreten: Der Ausbau der erneuerba-
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ren Energieträger ist dabei ein zentrales Anliegen, aber auch die Energieeffizienz, die eines 
der größten Potentiale darstellt (BMU 2010, 11ff.).  
1.3. Herausforderungen beim Ausbau der erneuerbaren Energieträger 
Die Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energieträger muss zwingend mit einer Änderung der 
Netzinfrastruktur und Speichertechnologien einhergehen. Als notwendig wird weiterhin die 
„schrittweise Heranführung an das Marktgeschehen“ und das „Schaffen von Anreizen“ 
erachtet (ebd., 18). Geplant ist beispielsweise die Einführung einer so genannten optionalen 
Marktprämie. Die Anlagebetreiber könnten dann frei wählen, ob sie entweder die feste EEG-
Vergütung in Anspruch nehmen oder lieber selbst den Strom direkt verkaufen. In diesem Fall 
erhalten sie statt der festen EEG-Vergütung eine Marktprämie (zusätzlich zu dem am Markt 
erzielten Erlös, siehe ebd., 20). 
Momentan gibt es keinen Anreiz, den erzeugten Strom selbst zu vermarkten, da man so um 
die EEG-Vergütung umfallen würde. Das führt zu der Situation, dass beispielsweise der selbst 
erzeugte Strom einer Energiegenossenschaft ins Netz eingespeist werden muss. Die Genos-
senschaft muss daher, wenn sie auch als Energieversorger tätig sein möchte, den Ökostrom 
„extern“ beziehen. Mit der geplanten Änderung könnte sich diese Situation grundlegend 
ändern (vgl. dazu auch die Studie „Förderung der Direktvermarktung und der bedarfsgerech-
ten Einspeisung von Strom aus Erneuerbaren Energien“, R2B Energy Consulting 
GmbH/Consentec GmbH 2010). 
Die Monopolkommission sieht indes die derzeit tatsächlich möglichen Auswirkungen der 
optionalen Marktprämie auf das Einspeismanagement erneuerbarer Energien sowie den 
Anreiz für den Bau von Energiespeichern als eher gering an. Weitere Auswirkungen wären 
Mitnahmeeffekte und eine weitere Zunahme der Komplexität des EEG-Systems, das von der 
Monopolkommission ganz grundsätzlich als „marktfern“ erachtet wird (Monopolkommission 
2011, 10).  
Weitere zentrale Elemente der Energiewende sind Dezentralisierung und Rekommunali-
sierung. Photovoltaik (PV) Anlagen gelten als dezentrales Mittel im Kampf gegen die weni-
gen marktbeherrschenden Stromkonzerne. Der Ökonom Hohmeyer führt im Interview mit 
„Die Zeit“ ins Treffen, dass die Photovoltaik in der letzten Zeit eine extreme Konjunktur 
erlebt habe und immer öfter riesige Solarparks beantragt werden würden. Es geht hier zuneh-
mend um Milliardeninvestitionen, die mit dezentraler Technik nichts mehr zu tun hätten 
(Vorholz 2011). 
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Unter Rekommunalisierung wird die Entwicklung verstanden, dass die Energieversorgung aus 
privater Hand wieder in die Hände der Städte und Gemeinden übergeht. Dies wird vor allem 
dadurch möglich, dass derzeit viele Netzbetriebskonzessionen auslaufen und neu vergeben 
werden müssen. Von der Monopolkommission wird dieser „Trend“ als problematisch erach-
tet. Einerseits seien die tatsächlichen Einflussmöglichkeiten der Kommunen auf die Märkte 
für leitungsgebundene Energien geringer als oft angenommen, andererseits bestehe auch ein 
typischer Interessenskonflikt des Staates bei der Schaffung von effizienten Rahmenbedingun-
gen für den Wettbewerb und dem dadurch tangierten Unternehmertum (Monopolkommission 
2011, 3, 26). Für die Rekommunalisierung sprechen könnte, dass dadurch der Wettbewerb auf 
dem Energiemarkt belebt wird und die dominante Stellung der großen Energieunternehmen 
aufgeweicht werden könnte. 
Derzeit sind vor allem die Wertschöpfungsstufen Netz und Vertrieb von der Rekommunalisie-
rung erfasst. Die Erzeugung findet weiterhin sehr konzentriert statt (ebd., 32). Für Österreich 
sieht Boltz hier einen ähnlich kritischen Zugang und übt massive Kritik an den Träumen 
österreichischer Politiker von energieautarken Gemeinden, Städten und Ländern. Er bezeich-
net diese Vision als „grundfalsch und grob fahrlässig“ (Wetz 2011). 
1.4. Die Besonderheit des Gutes „Strom“ 
Strom ist eines der wenigen Güter, das für den Kunden immer von gleich bleibender Qualität 
ist, egal welche Produktionsmethode (Kernenergie, Photovoltaik, …) oder welcher Anbieter 
(E.ON, Energiegenossenschaft, …) dahintersteht. Strom wird deshalb auch als „homogenes 
Gut“ bezeichnet. Dadurch wird der Strompreis zu der maßgeblichen entscheidungsrelevanten 
Größe, zusammen mit der sich aus der in Mitteleuropa zumeist noch jungen und schlecht ver-
ankerten Liberalisierung des Marktes bedingten Präferenz für den traditionellen Versorger. 
Für einen Teil der Kunden können jedoch auch weitere Informationen eine Rolle spielen: Wie 
wird der Strom erzeugt? Handelt es sich um Ökostrom? Wie gut ist die Kundenberatung? 
Da der Anteil der Kunden, der Ökostrom beziehen möchte, in den letzten Jahren zugenommen 
hat, haben so gut wie alle Energiekonzerne „grünen“ Strom im Portfolio. Im Gegensatz zu 
anderen Produkten ist es bei Strom auch so, dass das „Bioprodukt“ nicht sichtbar ist, weil der 
sprichwörtliche Strom, der aus der Steckdose kommt, immer ein „Strommix“ ist (Monopol-
kommission 2011, 36). Der Bezug von Ökostrom funktioniert somit nur buchhalterisch über 
den Erwerb von Zertifikaten. 
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Das führt dazu, dass für einen Großteil der Kunden wohl der dann höhere Preis das einzige 
Erkennungsmerkmal darstellt. Für ein „Bioprodukt“ zu zahlen, ohne dann im Gegenzug tat-
sächlich eines zu bekommen, erfordert somit eine erhöhte Identifikation mit dem Thema 
erneuerbare Energien. Zudem ist der Begriff „Ökostrom“ nicht einheitlich definiert. Er ist 
keine geschützte Produktbezeichnung. Die vielen verschiedenen Zertifikate werden teilweise 
sogar als irreführend erachtet (Stiftung Warentest 2011; vgl. Einordnung der Ökostromlabels 
von A.T. Kearny 2011). 
1.5. Beteiligungsmodelle und Identität 
Der Ausbau erneuerbarer Energien benötigt eine breite Akzeptanz in der Bevölkerung und bei 
den unterschiedlichen Akteuren, um marktgerecht funktionieren zu können (Rau/Zöllner 
2010, 5). Verschiedene Forschungsprojekte kommen zu dem Schluss, dass lokale und regio-
nale Beteiligung auf verschiedenen Ebenen, wie Mitsprache an spezifischen Planungs- und 
Entscheidungsprozessen oder die Form von finanziellen Beteiligungen an Anlagen zur Erzeu-
gung von erneuerbarer Energien, Schlüsselfaktoren für eine solche Akzeptanz darstellen 
(Schweizer-Ries et al. 2009, 7). Ein häufig verwendetes Stichwort ist hier die Notwendigkeit 
von „bottom-up“ Prozessen, die jedoch oft „top-down“ initiiert werden. Bürgerbeteiligung 
wird so oft als politisches Mittel verwendet, um strittige Vorhaben durchzusetzen (vgl. Walter 
et al. 2011, 2). Besonders der Bau von großen Windparks, der mit relevanten optischen 
Beeinträchtigungen und Lärmschutzproblematiken einhergeht, benötigt Akzeptanz in der 
Bevölkerung, da sich sonst Anti-Erneuerbare-Energie-Bürgerprojekte formieren (vgl. Walter 
et al. 2011, 2; Wüstenhagen et al. 2007, siehe auch www.windkraftgegner.de). 
Für konventionelle Energieunternehmen und Stadtwerke bieten Beteiligungsmodelle die 
Möglichkeit, die Kunden an das Unternehmen zu binden. Ein weiterer Vorteil ist, dass eine 
neue Finanzierungsquelle entsteht. Im Gegenzug dazu bekommen die Bürger/innen das 
Gefühl, „mitgestalten“ zu können (vgl. Haag/Lang 2010, 10). Wieweit die tatsächliche 
Mitgestaltungswirkung bei solchen Beteiligungsprojekten tatsächlich geht ist jedoch fraglich.  
Bürgerbeteiligungsprojekte gibt es auf beiden Seiten: Sowohl bei den Befürwortern als auch 
bei den Gegnern von Erneuerbare-Energie-Projekten. Photovoltaik-Anlagen auf Dächern von 
privaten oder öffentlichen Gebäuden polarisieren weit weniger als beispielsweise Windparks, 
da sie weder auffallend sichtbar noch lärmerzeugend sind. Nicht jedes Bundesland eignet sich 
aber gleich gut für jede Form von erneuerbarer Energie (vgl. beispielsweise GVB 2011, 4f.). 
Die Projekte müssen sich an die natürlichen Gegebenheiten anpassen, um ökonomisch erfolg-
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reich sein zu können. Generell sind aufgrund der geografischen Gegebenheiten im Süden 
Deutschlands mehr PV-Projekte und im Norden Deutschlands mehr Windkraftprojekte zu 
finden. Das mögliche Engagement und der Beteiligungsgrad von Bürger/innen können daher 
sehr unterschiedlich ausgestaltet sein. 
Offensichtlich ist, dass das Thema der erneuerbaren Energien mit unterschiedlichen Emotio-
nen verbunden ist. Aber beschäftigen sich auch tatsächlich viele Personen in ihrer Freizeit mit 
diesem Thema? Der deutsche Hauptbericht des Freiwilligensurvey 2009 führt beispielsweise 
an, dass nur 2,8% der Befragten im Bereich Umwelt- und Tierschutz engagiert sind. Der 
Bereich der Erneuerbaren Energie wurde hier nicht gesondert abgefragt (vgl. Gensicke/Geiss 
2010). 
Hinsichtlich der Rechtsformwahl hat ein Forschungsprojekt von Rau/Zoellner gezeigt, dass 
diese von den Zielsetzungen und Bedürfnissen der Initiative abhängt, jedoch meist nicht Aus-
gangspunkt des Vorhabens ist. Die Entscheidung für die Rechtsform ist Teil des Entstehungs-
prozess und hängt von verschiedenen Faktoren ab (vgl. Rau/Zoellner 2010, 99). Rau/Zoellner 
identifizieren als hemmende Faktoren bei der Entstehung von Beteiligungsprojekten „unpro-
fessionelle Strukturen“ und „Anfangseuphorie“ der Beteiligten. 
Ein weiteres Problem ist die Ehrenamtlichkeit, die schnell zu Abnützungserscheinungen 
führen kann (vgl. ebd., 102). Der Nutzen für die beteiligten Bürger kann in der nachhaltigen 
Kapitalanlage und im aktiven Beitrag für den Klimaschutz gesehen werden (vgl. ebd., 116). 
Eine wichtige Rolle bei der Umsetzung von Beteiligungsprojekten kommt aber vor allem 
auch Politik und Verwaltung zu (Wüstenhagen et al. 2007, 2685). Diese können die Projekte 
unterstützen, indem sie beispielsweise öffentliche Dächer für die Installierung von PV-Anla-
gen zur Verfügung stellen. Ebenso können langwierige und komplexe Verwaltungswege 
jedoch die Entstehung von Beteiligungsprojekten hemmen.  
Eine Studie von A.T. Kearney spricht sogar von einem Trend zur „partizipativen Energiewirt-
schaft“, der als Basis für neue Geschäftsmodelle dient. Die Energieunternehmen seien gefor-
dert, ihre Modelle an die zunehmende dezentrale Erzeugung weiter anzupassen, um Margen-
verlusten auszuweichen (A.T. Kearney 2009).  
Die Anti-Atomkraft-Bewegung in Deutschland übte in den 1970er Jahren einen so starken 
Einfluss auf Politik und Gesellschaft aus, dass sie vermutlich ursächlich für die Gründung 
vieler Bürgerbeteiligungsprojekte im Bereich erneuerbare Energien in Deutschland zu sehen 
ist. Die Thematik ist in den Medien und der Bevölkerung nachhaltig verankert. Nach der 
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durch das Erdbeben ausgelösten Atomkatastrophe in Japan im Frühjahr 2011 wurde ersicht-
lich, welche Bedeutung das Thema auch in Europa einnimmt. Obwohl in Europa keine direk-
ten Auswirkungen spürbar waren (vgl. dazu den kritischen Beitrag von Jessen 2011) war das 
Entsetzen über die Katastrophe so groß, dass sich unmittelbar eine „neue“ Anti-Atom-Bewe-
gung formierte. Der Druck auf die deutsche Bundesregierung wurde schließlich so massiv, 
dass der Atomausstieg beschlossen wurde, in dem Sinn, dass die zuvor beschlossenen Lauf-
zeitverlängerungen wieder zurückgenommen wurden, was langfristig den Atomausstieg be-
deutet. 
Das Engagement für erneuerbare Energie hat mit Identität und einer bestimmten Wertehaltung 
zu tun. Ähnlich wie beim dem Kauf von Bio- und Regionalprodukten spielt es offenbar eine 
wichtige Rolle, „ein Zeichen zu setzen“. Bei der Installation einer PV-Anlage auf dem eige-
nem Haus handelt es sich um ein sichtbares und langfristiges Zeichen. Jeder kann sehen, dass 
dem Betreffenden die Umwelt „etwas wert ist“. PV-Anlagen sind trotz Förderungen immer 
noch mit hohen Kosten verbunden. Bis zu einem gewissen Grad kann eine PV-Anlage somit 
auch als Statussymbol gesehen werden - vor allem, wenn sie auf dem „eigenen“ Dach zu fin-
den ist.  
Das Thema Erneuerbare Energie ist aufgrund seiner starken Verankerung im Bewusstsein 
einer breiten Öffentlichkeit geeignet, identitätsstiftende Wirkung zu entfalten, was wiederum 
die Grundlage für Engagement und Bürgerbeteiligungsprojekte bildet.  
Von Bürgerenergiegenossenschaften fühlen sich oft gerade Personen angesprochen, die nicht 
die Möglichkeit für eine eigene PV-Anlage haben. Die Genossenschaft eröffnet mit ihrem 
Organisationsrahmen die Möglichkeit, sich trotzdem an einer PV-Anlage beteiligen zu kön-
nen. Die Gründe, warum sich Bürger/innen an einem solchen Projekt beteiligen, sind unter-
schiedlich und bislang nur unzureichend erforscht. Bürgerbeteiligungsprojekte ermöglichen 
jedenfalls aufgrund ihrer Beteiligungsstruktur, dass sich der Einzelne gegenüber den großen 
Stromkonzernen behaupten und in einem Teilbereich des alltäglichen Lebens Unabhängigkeit 





Zur Beantwortung der Forschungsfrage („Warum engagieren sich Personen in einer Energie-
genossenschaft?“) wurde ein qualitativ-quantitativer Zugang gewählt. Im Zuge der Literatur-
recherche wurde die Solargenossenschaft Rosenheim als interessante Fallstudie identifiziert. 
Nach der Kontaktaufnahme per Email und einem Telefonat mit dem Vorstandsvorsitzenden 
der Solargenossenschaft Rosenheim im Juni 2011 zeigte sich die Genossenschaft damit ein-
verstanden, an dem Projekt mitzuwirken. Das Untersuchungsobjekt scheint aus mehreren 
Gründen geeignet: Es handelt sich um eine reine Bürgergenossenschaft, die die erste Energie-
genossenschaft in Bayern war und bereits seit mehreren Jahren mit einem ähnlichen Mitglie-
derstand besteht. Zugleich besteht in Deutschland eine vergleichsweise lange Geschichte der 
Ökostrombewegung, die durch die Ereignisse in Japan im Frühjahr 2011 und die darauf fol-
gende „Energiewende“ eine zusätzliche aktuelle Brisanz bekam. 
Im Juli 2011 wurden in Rosenheim fünf Interviews mit relevanten Akteuren der Genossen-
schaft geführt. Die Gespräche wurden als problemzentrierte Interviews (Froschauer/Lueger 
2003) gestaltet. Dabei wird das zentrale Thema des Gesprächs zu Beginn grob umrissen, um 
das Gespräch thematisch zu fokussieren. Der weitere Gesprächsverlauf wird durch einen the-
matisch gegliederten Leitfaden strukturiert und auf Tonband aufgenommen (Atteslander 
2003, 156 ff; Thomas 2011, 161ff). Die im Haus (Geschäftsadresse der Solargenossenschaft 
Genossenschaft) des Vorstandsvorsitzenden geführten Interviews ermöglichten einen authen-
tischen Gesprächsrahmen. Die transkribierten Interviews (siehe Anhang) dienen als solide 
Datenbasis für eine qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring, in deren Zentrum die Entwick-
lung eines Kategorienschemas steht (Mayring 2008). 
Um die Ergebnisse der Interviewauswertungen überprüfen zu können wurde entschieden, eine 
Thesenüberprüfung anhand eines Fragebogens durchzuführen. Der Fragebogen wurde auf 
Basis der Interviews erstellt und richtete sich an die Genossenschaftsmitglieder, die für den 
Erfolg eines Bürgerbeteiligungsprojekts von wesentlicher Bedeutung sind. Im Zentrum der 
Erhebung standen die persönliche Einstellung der Mitglieder zu erneuerbarer Energie, der 
Rechtsform der Genossenschaft und die Intention für die Genossenschaftsmitgliedschaft. 
Um einen möglichst hohen Rücklauf zu generieren wurde eine schriftliche Befragung durch-
geführt. Aus Datenschutzgründen wurden die Fragebögen in gesammelter Form inklusive 
freigemachten Rückkuverts an den Vorstand der Genossenschaft übermittelt. Dieser über-
nahm dann die Versendung an die einzelnen Genossenschaftsmitglieder. Die ausgefüllten 
Fragebögen wurden von den Mitgliedern mittels des freigemachten Rückkuverts an die For-
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schungsstätte (WU Wien) zurückgesandt und im Dezember 2011 ausgewertet. Zur Abrundung 
des Forschungsvorhabens fand im Januar 2012 ein Workshop in Rosenheim mit den Mitglie-
dern der Genossenschaft statt. Im Zentrum standen dabei die Ergebnisse der Fragebogenerhe-
bung und das weitere Entwicklungspotential der Solargenossenschaft Rosenheim. Die Ergeb-




3. Fallstudie Solargenossenschaft Rosenheim1 
3.1. Umfeld und Gründung 
Energiegenossenschaften haben in Bayern eine lange Tradition. Vor mehr als hundert Jahren 
wurden meist an Wasserläufen Elektrizitätsgenossenschaften gegründet. Die Genossenschaf-
ten waren so zentrales Element der Elektrifizierung und trugen zur regionalen Entwicklung 
bei (GVB 2011, 2). Die Idee, dass Bürger/innen die Energieversorgung selbst in die Hand 
nehmen, ist also nicht neu. 
Die Solargenossenschaft Rosenheim wurde 2003 gegründet. Die Projektidee ist innerhalb der 
Projektgruppe „Energie“ des kommunalen „Lokale Agenda 21“ Projekts entstanden. Die Stadt 
Rosenheim befindet sich in Bayern, Deutschland, und hat laut aktueller Statistik 61.014 Ein-
wohner/innen. Seit 1990 verfügt die Stadt Rosenheim über ein Umweltamt, das für einen effi-
zienten Umweltschutz in Rosenheim zuständig ist. Es orientiert sich an den Grundsätzen und 
Zielen der „Lokalen Agenda 21“ (vgl. Stadt Rosenheim 2003), deren Ziele auch von der 
Bayerischen Staatsregierung unterstützt werden. 
Bayern forcierte bereits im Jahr 1997 mit der so genannten „Bayern-Agenda 21“ eine Nach-
haltigkeitsstrategie. Ein wichtiger Punkt ist dabei die „Energieversorgung mit regenerativen 
Energie“. Angeführte Maßnahmen, um die definierten Ziele zu erreichen, sind dabei etwa die 
„Unterstützung von Bürgerenergieanlagen zur Nutzung von Biomasse, Wind und Sonne 
durch Herausgabe eines entsprechenden Leitfadens“2 und die „verstärkte Bereitstellung von 
Dächern staatlicher Gebäude für Solaranlagen, insbesondere Bürgersolaranlagen und Emp-
fehlungen an die Kommune, mit ihren Liegenschaften ebenso zu verfahren“ (vgl. Bayerische 
Staatsregierung 2011). 
Die Maßnahmen der Bayrischen Staatsregierung legen offen, dass das Engagement von Bür-
ger/innen beim Thema Energie als öffentlich erwünscht gesehen wird. In Deutschland sind in 
den letzten Jahren so viele Bürger-Energie-Projekte entstanden, die sich erfolgreich als 
Nischenplayer am Markt halten können, dass diese Situation auch für die Politik nicht mehr 
negierbar ist. Von Seiten der Politik wird den Projekten eine Relevanz auf dem Weg zur 
Energiewende zugestanden. Die Entstehungsgeschichten der Bürgerprojekte sind dabei über-
aus unterschiedlich: Teilweise handelt es sich eher um „Protestaktionen“, teilweise werden sie 
                                                           
1
 Die Fallstudie basiert auf im Sommer 2011 persönlich geführten Interviews mit Akteuren der Solargenossen-
schaft Rosenheim. 
2
 Ob dieser Leitfaden tatsächlich herausgegeben wurde; ist leider nicht bekannt. 
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sogar mit Unterstützung öffentlicher Einrichtungen gegründet, was für die Politik den Vorteil 
hat, dass sich diese Projekte leichter „beobachten“ und „lenken“ lassen. 
Die Elektrizitätswerke Schönau (EWS) sind beispielsweise aus einer Bürgerinitiative, die 
nach dem Atomunfall in Tschernobyl gegründet wurde, entstanden. Das langanhaltende 
Engagement der „Schönauer Stromrebellen“ führte schließlich dazu, dass auf bemerkenswerte 
Weise das örtliche Stromnetz 1996 übernommen werden konnte. Seitdem werden von der 
GmbH über 50.000 Kunden nachhaltig erfolgreich mit Ökostrom beliefert. Inzwischen gibt es 
auch die so genannte „Netzkauf EWS eG“. Diese ist als Genossenschaft organisiert und hat 
zum Ziel, die Versorgungsnetze zu erweitern. Die EWS fördert die Anlagen ihrer Kunden. So 
sind bisher rund 1.800 Bürger-Ökokraftwerke entstanden, die „Rebellenkraftwerke“ heißen. 
(vgl. EWS 2011). 
An der Geschichte der EWS ist vieles bemerkenswert. Besonders auffallend ist aber das gute 
Marketing, das vor allem das „Revolutionäre“ an dem Projekt betont. Mit Hilfe dieser 
Zuschreibungen wird ein Gemeinschaftsgefühl erzeugt und das Gefühl vermittelt, als Kunde 
von EWS zum „Rebellen“ zu werden. Die EWS Schönau erfüllen mit ihrer Strategie perfekt 
die beispielsweise von A.T. Kearney empfohlene Entwicklungsstrategie für Ökostroman-
bieter, sich klar von den Konkurrenten abzugrenzen (A.T. Kearney 2011, 21). Die „Schönauer 
Stromrebellen“ sind eines der am längsten bestehenden Bürgerkraftwerke und dienten vielen 
Folgeprojekten als Vorbild – und vermutlich einigen Kommunen als „Schreckgespenst“.  
Die Stadt Rosenheim bietet ihren Bürger/innen über das eigenen kommunale Unternehmen 
Stadtwerke Rosenheim eine lokale Energieversorgung an. Seit der Liberalisierung des deut-
schen Energiemarkts 1998 besteht die Möglichkeit, sich am Markt frei für einen der vielen 
Anbieter zu entscheiden. Zwischen den verschiedenen Anbietern herrscht freier Wettbewerb 
was die Energieerzeugung, den Energiehandel und die Energielieferung anbelangt. Eine 
Energieregulierung wird von der Bundesnetzagentur vorgenommen. Den Netzbetreibern 
kommt für ihr Gebiet eine Monopolstellung zu. Daher wird dieser Bereich durch die Bundes-
netzagentur reguliert, um in den anderen Teilbereichen dennoch den freien Wettbewerb zu 
ermöglichen (Bundesnetzagentur 2011). 
Bei der Gründung von Genossenschaften kommt den Genossenschaftsverbänden und Genos-
senschaftsbanken eine zentrale Rolle zu. Viele Projekte werden finanziell beispielsweise 
durch die KfW-Bank (Kreditanstalt für Wiederaufbau) unterstützt, die auch spezielle Förder-
programme für die Energiewende hat (vgl. KfW 2011). Den Kommunen kommt ebenfalls 
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eine wichtige Rolle zu, da sie mit verschiedenen Maßnahmen die Rahmenbedingungen für 
Bürgerprojekte beeinflussen können. Hinzu kommt, dass die Energieversorgung grundsätzlich 
in den kommunalen Verantwortungsbereich gehört. 
Kommunale Energieversorger sehen sich seit einigen Jahren einem Wettbewerb ausgesetzt, 
wo sie früher noch eine Vormachtstellung eingenommen hatten. Verständlicherweise werden 
lokale Bürgerenergieprojekte skeptisch betrachtet. So klein sie auch sein mögen, bis zu einem 
gewissen Grad handelt es sich trotzdem um Mitbewerber am Strommarkt. Das Beispiel der 
EWS Schönau hat zudem vergleichsweise deutlich gezeigt, welche Größenordnung eine zu 
Beginn kleine Bürgerinitiative erreichen kann. 
Seit 1993 gibt es in Rosenheim einen Solarförderverein, der mit einer Vielzahl an Aktivitäten 
den Boden für die Gründung der Solargenossenschaft Rosenheim aufbereitet hat. Der Verein 
hat derzeit um die 200 Mitglieder und nimmt eine wichtige Multiplikatorrolle ein, der über die 
Ausrichtung verschiedener energiepolitischer Veranstaltungen unterschiedliche Personen-
kreise zum Thema erneuerbare Energie informiert. Die Gründung der Solargenossenschaft 
Rosenheim ging schließlich vergleichsweise still über die Bühne. Obwohl die Idee in der 
„kommunalen Ideenwerkstatt“ Lokale Agenda (LA) 21 ihren Ursprung hatte, entwickelte sich 
daraus ein eigenständiges und unabhängiges Projekt. Relativ schnell war klar, dass wesent-
liches Element des Projekts die Bürgerbeteiligung sein soll. Wichtig war den Gründern von 
Beginn an, dass es das Projekt langfristig geben soll. Den Wunsch der „Langfristigkeit“ und 
die teilweise eigenen Erfahrungen mit der Rechtsform der Genossenschaft führten schließlich 
dazu, dass die Projektidee in der Rechtsform Genossenschaft umgesetzt wurde.  
Die öffentlichen Förderungen im Bereich von PV-Anlagen bergen grundsätzlich die Gefahr 
von Mitnahmeeffekten, der mit der stabilen und wirtschaftlich ausgerichteten Rechtsform der 
Genossenschaft und der ihr eigenen verantwortlichen Mitgliederstruktur entgegengetreten 
werden sollte. Die Genossenschaft eignet sich aufgrund ihrer rechtlichen Strukturen gut für 
Beteiligungsprojekte. Für den Erfolg eines Bürgerprojektes ist auch die gewählte Rechtsform 
entscheidend. Potentielle Mitglieder müssen sich in erster Linie für den Projektinhalt interes-
sieren, sie müssen sich aber auch mit der Organisationsform identifizieren können. 
Die Genossenschaft gilt als „nicht spekulative“ Rechtsform, was die Zielgruppe von Energie-
genossenschaftsprojekten anspricht. Die Tatsache, dass zwei der GründerInnen als Rechtsan-
walt tätig sind, erleichterte zudem die professionelle Umsetzung des Projekts. Der Grün-
dungsprozess konnte so schnell und reibungslos über die Bühne gebracht werden. Ein weite-
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res Gründungsmitglied hat ein eigenes Unternehmen für Solar & Energietechnik und kann so 
das notwendige technische Fachwissen zur Verfügung stellen. Ein weiteres Vorstandsmitglied 
ist ebenfalls seit vielen Jahren wissenschaftlich mit den Themen befasst. 
Der fachliche Hintergrund der Gründungspersönlichkeiten zeigt auch, welche Bedeutung 
fachspezifisches Wissen für einen erfolgreichen Gründungsprozess hat. „Eigeninteressen“ der 
Handlungsakteure wirken sich positiv auf das Projekt aus, da so eine erhöhte Identifikation 
mit dem langfristigen Erfolg des Projekts gegeben ist. Im Jahr 2004 wurde die Genossen-
schaft schließlich als erste neue Bürgerenergiegenossenschaft Bayerns in das Genossen-
schaftsregister des Bayrischen Genossenschaftsverbands aufgenommen. Der Mitgliederstand 
von ungefähr hundert Personen wurde relativ schnell erreicht und ist bis heute ungefähr gleich 
geblieben. 
Der seit der Gründung ähnliche Mitgliederbestand lässt mehrere Rückschlüsse zu: Einerseits 
entfaltet ein solches Projekt vor allem im unmittelbaren Gründungsprozess seine Anziehungs-
kraft. Die Personen, die sich für das Thema Energie interessieren und dann auch bereit sind, 
Geld in das Projekt zu investieren, sind somit schnell gefunden. Die Mitglieder benötigen 
intrinsische Motive, da, obwohl eine Dividende ausgeschüttet wird, die finanziellen Vorteile 
sehr gering sind. Bei der Solargenossenschaft Rosenheim kam hinzu, dass ein Teil der Perso-
nen in der LA-21 aktiv und somit von Beginn an in die Entwicklung der Projektidee einge-
bunden war. Dass in den Folgejahren kein nennenswerter Mitgliederzuwachst zu verzeichnen 
war liegt primär daran, dass gleich zu Beginn die Mitgliederzahl relativ hoch war, wenig Geld 
in Werbung investiert werden konnte und es nur zwei Beteiligungsprojekte gibt.  
Ein kritischer Punkt für die Weiterentwicklung des Projekts ist, dass das Geschäftsmodell der 
Solargenossenschaft Rosenheim und auch anderer Energieprojekte relativ wenig Raum lässt, 
dass sich die Mitglieder aktiv einbringen, was wiederum dazu führt, dass sich die Mehrzahl 
der Mitglieder eher „passiv“ verhält. Dadurch besteht die Gefahr, dass die Identifikation mit 
dem Projekt eher abnimmt und zu einem späteren Zeitpunkt möglicherweise die Bereitschaft 
sinkt, neue Genossenschaftsanteile zu zeichnen. Würden mehr Genossenschaftsanteile ausge-
geben werden, würde das die jährliche Dividende vermindern. 
Aus diesem Grund hat sich die Genossenschaft entschieden, erst neue Investitionsprojekte zu 
finden bevor die Möglichkeit eröffnet wird, dass neue Genossenschaftsanteile gezeichnet 
werden können. In einem solchen Fall werden die aktuellen Genossenschaftsmitglieder 
„bevorzugt“ behandelt und als erstes über die Zeichnungsmöglichkeit informiert. Als nächstes 
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würden die Kunden von rostrom (das Produkt der Genossenschaft, siehe S. 21f.) informiert 
werden. 
Konkret heißt das, dass die Genossenschaft Dächer benötigt, damit PV-Anlagen installiert 
werden können. Derzeit ist das Finden von geeigneten Dächern eines der größten Probleme 
für die Weiterentwicklung der Genossenschaft. Die zwei  bisher installierten PV-Anlagen 
befinden sich auf den Schuldächern der Stadt Rosenheim. Obwohl von der Bayrischen Staats-
regierung (siehe oben) offenbar gewünscht wird, dass vermehrt PV-Anlagen auf öffentlichen 
Dächern installiert werden, ist die Bereitschaft derzeit dazu eher gering. Die meisten Anlagen 
sind immer noch auf privaten Gebäuden zu finden. Das Fehlen von geeigneten Investitions-
projekten für die Genossenschaft wirkt sich daher auf das Entwicklungspotential der Solar-
genossenschaft Rosenheim hemmend aus.  
 
3.2. Geschäftstätigkeit der Genossenschaft 
Die Genossenschaft hat mehrere Unternehmensgegenstände: Bau und Betrieb von Bürger-
solarkraftwerken, günstiger Stromeinkauf, günstiger Bezug von Solar- und Photovoltaikan-
lagen, Energie(spar)beratung, Förderung der Nutzung regenerativer Energien und die Erbrin-
gung von sonstigen Energiedienstleistungen (vgl. §2 Z 2 der Satzung der Solargenossenschaft 
Rosenheim). Zwar betreibt die Genossenschaft bisher nur PV-Anlagen, grundsätzlich möchte 
die Genossenschaft aber erneuerbare Energie und Energieeffizienz allgemein fördern. Es wird 
derzeit auch überlegt, ob sich die Genossenschaft im Bereich des Einsparcontractings enga-
gieren soll.3  
Tatsache ist, dass die Ausgestaltung der jeweiligen Förderbedingungen starken Einfluss 
darauf nimmt, in welche Technologien investiert wird. Der mittels der auf dem Schuldach 
installierten Anlagen erzeugte Strom wird in das lokale Stromnetz eingespeist und nach den 
damals aktuellen EEG-Sätzen vergütet. Langfristig gesehen ist es durchaus denkbar, dass der 
erzeugte Strom von der Genossenschaft direkt vermarktet wird. Solange es aber noch fixe 
Einspeistarife gibt ist es ökonomischer, den Strom einzuspeisen. Trotzdem führt das EEG so 
zu der paradoxen Situation, dass die „Ökoenergieversorger“ den Strom aus dem Ausland 
zukaufen, da der im Inland erzeugte „grüne“ Strom nicht für den freien Handel zur Verfügung 
steht.  
                                                           
3
 Das Thema „Einsparcontracting“ wurde im Rahmen des Workshops am 13.1.2012 in Rosenheim diskutiert. 
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Gemäß § 37 Z 1 der Satzung beträgt der Geschäftsanteil € 500,-, was für ein Bürgerbeteili-
gungsprojekt eher hoch ist. Momentan gibt es etwa 220 Geschäftsanteile. Unabhängig von der 
Anzahl der gezeichneten Geschäftsanteile hat jedes Mitglied in der Generalversammlung eine 
Stimme (vgl. § 26 Z 2 der Satzung). Das Prinzip „ein Kopf eine Stimme“ verkörpert eine 
demokratische Grundhaltung, die für die Bereitschaft, sich an einem Bürgerbeteiligungs-
projekt zu beteiligen, von hohem Wert ist. Das Kopfstimmrecht stellt ebenfalls sicher, dass 
trotz Kapitaleinsatzes das Projekt nicht „übernommen“ werden kann. Über die von den Mit-
gliedern gezeichneten Anteile konnten die ersten beiden PV-Anlagen-Projekte finanziert 
werden. Im Gegenzug erhalten die Mitglieder eine jährliche Dividende, die bei ungefähr 4% 
des investierten Kapitals liegt. Neben den ideellen Gründen, sich an einem solchen Projekt zu 
beteiligen, spielen also auch finanzielle Gründe mit. Statt € 500.- auf ein Sparbuch zu legen, 
kann auch ein Genossenschaftsanteil gezeichnet werden. Beide Anlageformen sind relativ 
sicher und in etwa ähnlich in der Verzinsung. Auf jeden Fall muss den Personen aber das 
Thema erneuerbare Energie am Herzen liegen.  
Einen Genossenschaftsanteil zu zeichnen bedeutet auch, unternehmerisch tätig zu sein. Das 
heißt, dass auch ein gewisses – jedoch kalkulierbares – Risiko eingegangen wird. Gemäß § 40 
der Satzung haftet jedes Mitglied der Genossenschaft mit seinem Geschäftsanteil. Würde die 
Genossenschaft insolvent werden besteht für die Mitglieder aber keine Nachschusspflicht. 
Zudem gilt die Genossenschaft in Deutschland als insolvenzsicherste Rechtsform (GVB 2011, 
6), was zu ihrer Eignung für (kommunale) Bürgerprojekte beiträgt.  
Die Solargenossenschaft Rosenheim begnügt sich nicht damit, mittels PV-Anlagen selbst 
Strom zu erzeugen, der dann in das lokale Netz eingespeist wird. Seit einigen Jahren hat die 
Genossenschaft mit rostrom ein eigenes Produkt und ist so als lokaler Stromanbieter tätig. Die 
Genossenschaft selbst sieht sich nicht in einer Konkurrenzsituation zu den Stadtwerken oder 
anderen Anbietern, sondern als Ergänzung. Rostrom liefert zertifizierten Strom aus erneuer-
barer Energie. Um seinen Strom von rostrom zu beziehen ist die Mitgliedschaft in der Genos-
senschaft auch keine Voraussetzung. Überraschenderweise ist auch nur ein geringer Anteil 
der Genossenschaftsmitglieder auch Kunde von rostrom, was den Schluss nahelegt, dass die 
Gründe für die Mitgliedschaft in einer Energiegenossenschaft und den Bezug von Ökostrom 
nicht vollständig deckungsgleich sind. 
Grundsätzlich wäre eher davon auszugehen, dass die Genossenschaftsmitglieder natürlich 
auch ihren Strom über rostrom beziehen, da diese ja das gemeinsame Unternehmen ist. Die 
zukünftigen Gewinne von rostrom sollen  zu 100% reinvestiert werden. Die Einspeise-
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gewinne aus den zwei PV-Anlagen werden in Form der jährlichen Dividende an die Mitglie-
der ausgeschüttet. Diese Divergenz in der Mitglieds-/Kundenstruktur lässt die vorsichtige 
Vermutung zu, dass der Identifikationsgrad mit der Genossenschaft bei einem Teil der Mit-
glieder eher gering ausgeprägt ist, was wiederum dadurch erklärt werden kann, dass das 
Geschäftsfeld einer Energiegenossenschaft (zum Beispiel im Vergleich mit einer Nahver-
sorgungsgenossenschaft) tendenziell abstrakt wirkt. Bis auf die jährliche Generalver-
sammlung gibt es wenig gemeinsame Tätigkeitsfelder. Der eigentliche Zweck der Genossen-
schaft – die Erzeugung von erneuerbarer Energie – geschieht ohne das aktive Zutun der Mit-
glieder.  
Einen Großteil der notwendigen administrativen Tätigkeiten im Geschäftsalltag der rostrom 
übernehmen die Stadtwerke Schwäbisch Hall, die ihr Dienstleistungsangebot in den letzen 
Jahren für die zunehmende Zahl von dezentralen Akteuren erweitert hat. Für Geschäftskunden 
bieten die Stadtwerke Schwäbisch Hall die so genannte „Energieabrechnung Sherpa“ an und 
übernehmen ein umfangreiches Angebot an Dienstleistungen: Strom- und Erdgasbeschaffung, 
Lieferantenwechselprozess, Netznutzungsmanagement, Kundenbetreuung und die Abrech-
nung werden von den Stadtwerken Schwäbisch Hall für die kleinen Anbieter übernommen. 
Referenzpartnerunternehmen von Sherpa ist die Greenpeace Energy e.G., deren 10.000 
KundInnen bereits seit dem Jahr 2000 betreut werden (vgl. Stadtwerke Schwäbisch Hall 
2011). 
Die Elektrizitätswerke Schönau werden ebenfalls von den Stadtwerken Schwäbisch Hall 
betreut. Für „kleine“, gänzlich ehrenamtliche Akteure wie die Solargenossenschaft Rosenheim 
wäre es ohne ein solches Service fast unmöglich, als Energieversorger tätig sein. Die Stadt-
werke Schwäbisch Hall haben die neuen Entwicklungen und die dadurch entstandene Markt-
lücke am Energiemarkt rechtzeitig erkannt und innovativ und konstruktiv reagiert. Rostrom 
hat derzeit hundert Stromkund/innen. Die Kundenentwicklung geht langsamer voran als 
erwartet, was jedoch den Vorteil bietet, dass die grundlegenden Prozesse in einem überschau-
baren Rahmen „erprobt“ werden können.  
Die Solargenossenschaft bewegt sich mit ihrem Geschäftsmodell in einem Spannungsfeld 
zwischen idealistischen Zwecksetzungen und Gewinnbestrebungen. Die Satzung sieht ganz 
allgemein die Förderung von erneuerbarer Energie vor. Die derzeit bestehenden PV-Anlagen 
werfen ebenfalls einen nur geringen Betrag ab: Für das Jahr 2011 wurde den Mitgliedern eine 
Verzinsung von ungefähr 4% ihres jeweiligen Geschäftsanteils gewährt. Rostrom als Unter-
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nehmen der Solargenossenschaft Rosenheim wirtschaftet hingegen mit eindeutiger Gewinn-
absicht. Ziel ist es, möglichst viele Kunden gewinnen zu können. 
Trotz der zugekauften Unterstützungsleistung der Stadtwerke Schwäbisch Hall verlangt die 
Tätigkeit „Stromversorger“ nach einem hohen Professionalisierungsgrad. Diese Anforderun-
gen lassen sich wiederum nur schwer mit der ehrenamtlichen Ausübung wesentlicher Tätig-
keiten in der Genossenschaft verbinden. Um mehr Kunden an rostrom binden und damit mehr 
Gewinn erwirtschaften zu können würde das Unternehmen deutlich mehr Werbung betreiben 
müssen, was jedoch sowohl Zeit wie auch Geld in Anspruch nehmen würde. Gleichzeitig 
steht die ehrenamtliche Tätigkeit (vermeintlich) im Einklang mit den „eigentlichsten“ Zweck-
setzungen der Genossenschaft. Es stellt sich die Frage, inwieweit die Mitglieder der Genos-
senschaft überhaupt einer entgeltlichen Tätigkeit beispielsweise des Vorstands wohlwollend 
gegenüberstehen würden. So entsteht eine Situation, in der das „Ehrenamt“ Determinante 
einer im weiten Sinn „sozialen“ Organisation ist, aber gleichzeitig deren innovative Weiter-
entwicklung hemmt.   
24 
4. Ergebnisse der Fragebogenerhebung 
4.1. Fakten zur Fragebogenerhebung 
Befragung Solargenossenschaft Rosenheim 
Befragungstitel „Meinungsumfrage zur Mitgliedschaft in der Solargenossenschaft 
Rosenheim“ 
Befragungsgegenstand Einstellungen der Mitglieder zum Thema Energie und der Mit-
gliedschaft in der Genossenschaft 
Befragungsinstrument Fragebogen (siehe Anhang) 
Befragungsmodus Postalisch 
Befragungszeitraum Aussendung am 18.11.2011 von Rosenheim/D 
10 Tage Rücklaufzeit 
Grundgesamtheit Alle Mitglieder der Solargenossenschaft Rosenheim (95)  
Stichprobengröße 
sowie Rücklauf  
n ges. = 95 
n korr. = 94 (1Fragebogen unzustellbar)  
Rücklauf ges. = 40 
Rücklaufquote = 42%  
Auswertung Dezember 2011 am RiCC  
Auswertungsmethoden SPSS 
 
Zum Ablauf der Befragung kann als überraschend positiv angeführt werden, dass der Rück-
lauf der Erhebung (42%) als sehr hoch einzustufen ist (vergleichbare Befragungen bewegen 
sich häufig bei weniger als 10%). Dies kann einerseits dadurch erklärt werden, dass eine 
Vollerhebung bei einem weitgehend geschlossenen Personenkreis durchgeführt wurde, näm-
lich alle Mitglieder der Solargenossenschaft Rosenheim. Zugleich deutet der hohe Rücklauf 
aber jedenfalls auch auf eine hohe Identifikation mit der Genossenschaft und den gemein-
samen Zielen hin. Die Mitglieder fühlen sich mit der Genossenschaft, aber vor allem auch mit 
dem Thema erneuerbare Energie verbunden. Aus diesem Grund ist die Unterstützung eines 
Forschungsprojekts zum Thema Energiegenossenschaften naheliegend wenn auch keinesfalls 
selbstverständlich.  
 
Im Folgenden werden die markantesten Befragungsergebnisse diskutiert. 
4.2. PV-Anlage und Eigenheim 
Der Großteil der Befragten (29 Personen) verfügt über keine eigene PV-Anlage. 11 Personen 
haben eine eigene Anlage. 30 Personen wohnen in einem Haus in Eigentum. Im Vorfeld der 
Befragung wurde vermutet, dass ein Großteil der Personen keine eigene PV-Anlage hat und 
darin eine Motivation zu sehen sein könnte, sich an einer Solargenossenschaft zu beteiligen – 
schließlich liegt hier die Möglichkeit für eine aktive Bete
gieproduktion vor, auch wenn keine eigenen Produktionsmittel dafür vorhanden sind
Die Mitgliedschaft ermöglicht 
nisatorischen Aufwand an einer PV
einem eigenen Haus wohnen
wundert im ersten Moment. Das Ergebnis lässt sich möglicherweise dadurch erklären, dass 
die finanziellen Aufwendungen
Personen zu hoch sind – und der mögliche Gewinn respektive die gegebene Ersparnis durch 
die Stromproduktion zu gering ausfallen
fragten trotz eigener PV-An
schaftsanlage beteiligen.  




Abbildung 1 zeigt das Ergebnis der Frage 2 (
gespielt?“), die von 10 Personen beantwortet wurde. 
neutrale Einstellung zum Statement, positive Werte signalisieren Zustimmung, negative 











iligung an konkreter „grüner“ Ener
zudem, sich mit einem relativ geringen finanziellen und orga
-Anlage beteiligen zu können. Die Tatsache, dass 75% in 
, jedoch nur 27,5% eine eigene PV-Anlage 
 für ein Haus und die Errichtung einer PV
. Interessant ist, dass sich immerhin 27,5% der Be
lage zusätzlich mit einem Genossenschaftsanteil an einer Gemein
Anlage 
„Welche Faktoren haben dabei eine Rolle
Der Nullwert repräsentiert dabei eine 
 
öffentliche 
Förderung Einspeistarife Beispiel für 
Gesellschaft












Es zeigt sich, dass der wichtigste Grund für eine eigene PV
schutz ist. Dem Beitrag zum Klimaschutz wird eine Bedeutung von „wichtig“
wichtig“ beigemessen. Die öffentliche Förderung spielt eine „neutrale“
Rolle. Trotzdem lasst sich hier nur schwer ableiten, ob die PV
gen errichtet werden würden.
Die Zustimmung für die Statements „
fohlen“, „Andere Personen können sehen, dass ich etwas für die Umwelt tue





Das allgemeine Einkaufsverhalten 
des Themas Energie mit bewussten Einkaufsentscheidungen. 
(50%) trifft die Aussage „Ich entscheide mich grundsätzlich 
haupt nicht zu. Als Umkehrschluss kann daher gelten, dass Qualitäts
Einkaufsentscheidungen eine positive Rolle spielen. Dies bestätigen auch die weiteren Ant











Welche Rolle spielt generell der Preis bei Ihren Einkaufsentscheidungen?
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-Anlage der Beitrag zum Klima
-Anlagen auch ohne Fö
  
Es wurde mir von Freunden/Bekannten/Nachbarn emp
-Anlage“ war gering ausgeprägt. 
 
(Abbildung 2) der Befragten zeigt die enge Verknüpfung 
Für einen Großteil der Befragen 
für das günstigste Produkt“ über
- 





 oder „sehr 
 bis „eher wichtige“ 
rderun-
-




und Gütekriterien bei 
-
Bioprodukte
„bio“ eine starke positive Rolle bei den täglichen Einkaufsentscheidungen. Personen, die sich 
an einer Solargenossenschaft beteiligen versuchen also auch im Alltagsleben
Einkaufsentscheidungen zu treffen. 




Abbildung 3 zeigt die Einstellung der Befragten zu den möglichen Optionen einer Verantwor
tungsübernahme in der Genossenschaftsstruktur. 
Befragten nicht vorstellen, 
zu kandidieren. Klar herauslesen lässt sich als Trend, dass das fehlende Entgelt 
hinderliche Rolle spielt. Bereits bestehendes ehrenamtliches Engagement hemmt hingegen die 
Bereitschaft, sich für weitere ehrenamtliche Aufgaben zu melden. Dieses Ergebnis bestätigt 
die Vermutung, dass ehrenamtliches Engagement für die meisten Menschen nur begrenzt 
möglich ist.  
Bei allen anderen Gründen zeigen die Antworten 












Demnach können es sich m
in der nächsten Zeit für eine Vorstands- oder Aufsichtsratsfunktion 
– bei einem neutralen






ehr als 90% der 
hierfür keine 
 Trend – sehr hohe 
 für die feh-
lende Bereitschaft, sich für eine Organfunktion zu melden
unterschiedlich sind.  




Abbildung 4 zeigt die Bedeutung verschiedener 
in der Genossenschaft zu werden.
Gründe „Das Thema erneuerb
für die Energiewende setzen
die Mitgliedschaft. Andere damit ver
schaft verbundene Möglichkeit
Relation eine eher untergeordnete Rolle. 
Ausschüttung der jährlichen Dividende durchaus 
die Bedeutung der Dividende eher gering ausfällt.
Für die Mitgliedschaft spielt es so gut wie keine Rolle, das
auch Mitglied sind. Das deutet darauf hin, dass es hier keinen „sozialen Druck“ gibt
der Genossenschaft Mitglied zu sein. 








Warum sind Sie Mitglied in der Solargenossenschaft Rosenheim?
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, sehr individuell 
 
Motivationen für die Entscheidung
 Sehr wichtig für einen Großteil der Personen sind die 
are Energie liegt mir am Herzen“ und „Ich möchte ein Zeic
“. Dieses Ergebnis zeigt die Bedeutung des Themas Energie für 
knüpfte Gründe wie zum Beispiel
, Geld „sicher“ und „ökologisch“ anlegen zu können
Es ist jedoch zu beachten, dass für drei Personen die 
sehr wichtig ist, auch wenn durchschnittlich 
 
s Freunde/Bekannte oder Nachbarn 
Eine breite Streuung hat zudem der Aspekt





 die mit der Mitglied-
, spielen in 
, auch in 
, Mitglied zu 
die bereits eine eigene PV
keine Rolle. Für die übrigen Befragten 




Abbildung 5 zeigt, welche Aspekte der Mitgliedschaft die Befragten als Vorteile wahrneh
men. Eine hohe Bedeutung hat dabei wieder der Umweltschutz. Mit der Mitgliedschaft kann 
ein Zeichen für den Umwelts
hingegen nicht zu, dass ihnen die Mitgliedschaft auch für ihr Berufsleben nützt. 
eher geringe Bedeutung hat der Aspekt, dass man aufgrund der Mitgliedschaft Personen mit 
ähnlichen Interessen kennenlernt. Dieses Ergebnis bestätigt die oben genannte Vermutung, 
dass aufgrund der Zwecksetzung relativ wenig soziale Aktivitäte
beziehungsweise auch notwendig sind. Eine Solargenossenschaft kann vermutlich nicht die 










Welche Vorteile haben Sie durch Ihre Mitgliedschaft in der 
29 
-Anlage haben, spielt dieser Aspekt aus verständlichen Gründen 
trifft dieser Aspekt hingegen sehr zu. 
  
chutz gesetzt werden. Für mehr als 80% der
n der Mitglieder möglich 















Abbildung 6 behandelt die Bedeutung unterschiedlicher Aspekte
Rechtsform der Genossenschaft einnehmen kann. 
spracherecht“, „nicht kapitalistische Ausrichtung“, „demokratische Struktur“ und „Langfris
tigkeit“. Dass die Solargenossenschaft tatsächlich eine Genossenschaft ist
35% eine sehr wichtige Rolle. „Mit
Revision durch den Genossenschaftsverband“ sind von eher untergeordneter Wichtigkeit. 
Diese Ergebnisse deuten darauf hin, dass im Umfeld der Solargenossenschaft die Rechtsform 
Genossenschaft tendenziell














Eher wichtig sind für die Mitglieder „
unternehmerschaft“, „Dividende“ und die „Beratung und 
 als „alternative“ Organisationsform wahrgenommen wird und 
 
 
 die die 
Mit-
-
, spielt sogar für 
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Abbildung 7 zeigt das Ergebnis der Frage „Wie wichtig sind Ihnen die folgenden Punkte?
Sehr wichtig ist es für die Mitglieder, dass in der Öffentlichkeit wahrgenommen wird, dass 
sich die Solargenossenschaft Rosenheim im Bere
Werbung für rostrom sollte ebenfalls verstärkt werden. Das lässt den Schluss zu, dass die 
Mitgliedschaft in der Solargenossenschaft durchaus als aktive gesellschaftliche Meinungs
äußerung verstanden werden 
dern wichtig, dass diese ehrenamtlich stattfindet.
Eine geringe Rolle spielt für die Mitglieder die Höhe der Dividende. 
anderen auf die Dividende bezogen
zwar wichtig ist, dass es eine Dividende gibt, jedoch ist 










Wie wichtig sind Ihnen folgende Punkte?
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ich der erneuerbaren Energien engagiert. Die 
soll. Vor allem bei der Aufsichtsratstätigkeit ist es den Mitglie
 
en Fragestellungen kann somit gesagt werden, dass es












Fakten zum Workshop 
Workshop Solargenossenschaft Rosenheim 
Titel  Engagement und Motivation in einer Bürgerenergiegenossenschaft 
Ort Bildungs- und Pfarrzentrum St. Nikolaus in Rosenheim/D 
Einladung Postalisch im Dezember 2011  
Datum Freitag, 13.01.2012 
Leitung Elisabeth Reiner (RiCC), Anna Schreuer (IFZ Graz) 
Teilnehmer/innen Mitglieder der Solargenossenschaft Rosenheim, Gesamt:  
Programm Präsentation der Befragungsergebnisse 
Diskussion der Ergebnisse 
Möglichkeit für die Teilnehmer/innen eigene Themen einzubringen 
 
Wie im Projektantrag vorgesehen wurde im Jänner 2012 in Rosenheim ein Workshop mit den 
Mitgliedern der Solargenossenschaft Rosenheim abgehalten. Der Workshop hatte einerseits 
den Sinn, die Ergebnisse der im November abgehaltenen schriftlichen Befragung (vgl. Kapitel 
4) gemeinsam mit den Mitgliedern diskutieren zu können. Ebenfalls bot sich auch die Mög-
lichkeit, besonders spannende Aspekte noch einmal genauer herauszuarbeiten.  
Es wurde zudem spezieller Wert darauf gelegt, dass der Workshop den Teilnehmer/innen 
auch die Möglichkeit bietet, aktiv ihre eigenen Anliegen und Wahrnehmungen einzubringen.  
 
In der Diskussion mit den Teilnehmer/innen wurde ersichtlich, dass tatsächlich ein Großteil 
der anwesenden Mitglieder überwiegend aus idealistischen Motiven Mitglied in der Genos-
senschaft sind. Allerdings wurde auch angemerkt, dass die Möglichkeit nicht auszuschließen 
ist, dass jene Mitglieder, die sich bei Befragung und Workshop nicht aktiv zeigten, eventuell 
zu dem Personenkreis gehören könnten, die in der Mitgliedschaft tatsächlich eher eine Form 
des Investments sieht. Grundsätzlich würden aber Personen, die erneuerbare Energie haupt-
sächlich als eine Möglichkeit für (Öko-) Investment sehen, eher in einen Fonds investieren, da 
dort die Renditen deutlich höher seien. 
Die Rechtsform der Genossenschaft spielt für die Teilnehmer/innen so auch eine wichtige 
Rolle. Mögliche Entwicklungsmöglichkeiten für die Genossenschaft wären Beteiligungs-
modelle im Bereich der Energieeffizienz, da immer wieder betont wird, dass hier das größte 
Potential für die Energiewende liegt. 
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6. Resümee: Zukunftsperspektiven und Potential der Rechtsform Genos-
senschaft im Bereich der erneuerbaren Energie 
Die dargelegte Untersuchung zeigt deutlich die Relevanz von Bürgerbeteiligungsprojekten im 
Bereich der erneuerbaren Energie. Es gibt mittlerweile zahlreiche Projekte, die in Größe und 
Ausrichtung jedoch sehr unterschiedlich sind. Projekte von großen Investoren haben mittler-
weile ebenfalls das Potential von Beteiligungsprojekten erkannt und versuchen mittels der 
„aktiven“ Einbindung von Bürger/innen Zustimmung für kritische Bauvorhaben zu finden. 
Die Politik misst inzwischen dezentralen Projekten eine hohe Bedeutung auf dem Weg zur 
Energiewende zu. 
Vor allem von Seiten der „Grünparteien“ werden der Ausbau von PV-Anlagen auf öffentli-
chen Dächern und die Gründung von Bürgersolarkraftwerken forciert. Die Gründung von 
Energiegenossenschaften wird auch von den deutschen Genossenschaftsverbänden unter-
stützt. Allein im Jahr 2010 wurden in Bayern insgesamt 54 Genossenschaften gegründet, wo-
von 30 dem Bereich „Umwelt & Energie“ zugeordnet wurden (GVB 2010). Insgesamt gibt es 
in Bayern mehr als 100 Energiegenossenschaften (GVB 2011, 3). Die Zahlen belegen, dass 
der Bereich Energie für die Genossenschaftsverbände eine zentrale Bedeutung hat. Der 
Genossenschaftsverband Bayern sieht in der dezentralen und regionalen Energieerzeugung die 
Grundlage für eine echte Energiewende. Die Ressourcen aus den Regionen sollten für eine 
regionale Energieproduktion und so für eine nachhaltige Regionalentwicklung genutzt 
werden. Als ökonomischer Vorteil wird angeführt, dass durch die Nutzung der regionalen 
Energiequellen die Wertschöpfung und Wirtschaftskraft in der Region bleiben (GVB 
2011, 1). 
Die ideale Unternehmensform zur Organisation dezentraler Energiever-
sorgung ist die Genossenschaft. Sie bietet Landwirten, Bürgern und Kom-
munen eine bewährte, praktikable und demokratische Rechtsform. Sie 
schafft stabile Rahmenbedingungen um regional eigenverantwortliche und 
aktive Beiträge zur Energiesicherung und dem Erhalt von Lebensqualität zu 
ermöglichen. (Verbandspräsident, Prof. Dr. h.c. Stephan Götzl, Genossen-
schaftsverband Bayern e.V, vgl. GVB 2011, 1)  
Die Genossenschaft hat gegenüber anderen Gesellschaftsformen den Wettbewerbsnachteil, 
dass die Gründungsberatung, Betreuung und Prüfung beim jeweiligen Revisionsverband liegt. 
Somit besteht ein nur geringes Interesse von Rechtsanwälten und Steuerberatern, die Genos-
senschaft zu „empfehlen“. Aus diesem Grund ist es umso entscheidender, wie aktiv sich ein 
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Verband um die Interessen seiner potentiellen Gründer/innen bemüht und wie rasch auf 
Trends reagiert wird. Der deutsche Genossenschaftsverband hat rechtzeitig das Potential 
„kleiner“ Genossenschaften erkannt und setzt sich mit seinen Aktivitäten sehr stark für diese 
ein (vgl. etwa die Broschüre des GVB, „Gestaltung der Energiewende nach genossenschaft-
lichen Prinzipien“). Die Genossenschaftsbanken sehen in den Bürgerenergiegenossenschaften 
ebenfalls ein neues Geschäftsfeld (Behrens et al. 2010).  
Trotzdem sind bei weitem nicht alle Projekte in der Rechtsform der Genossenschaft gegrün-
det. Viele Projekte werden auch als eingetragener Verein oder Kapitalgesellschaft gegründet. 
Der Verein hat den Vorteil, dass er deutlich weniger kostenintensiv als die Genossenschaft ist. 
Kapitalgesellschaften (beispielsweise AG und GmbH & Co KG) werden oft als Rechtform für 
investitionsintensive Solarparks gewählt. Innerhalb der Genossenschaft sind die Mitglieder 
jedoch nicht nur Kapitalgeber, sondern Eigentümer mit Stimmrecht und können die Genos-
senschaft mitgestalten. Die unabhängige Prüfung durch den jeweils zuständigen Genossen-
schaftsverband erhöht zusätzlich die Sicherheit für die Mitglieder und Geschäftspartner.  
Der politische und gesellschaftliche Wunsch nach einem möglichst raschen Vollzug der Ener-
giewende führt dazu, dass es auf Bundes- und Landesebene (neben der Einspeisvergütung 
nach dem EEG) eine Vielzahl an Förderungen gibt (vgl. GVB 2011, 12 f.). Das Fördersystem 
und die öffentliche Anerkennung von Energieprojekten bilden die Rahmenbedingungen, 
innerhalb derer sich die Projekte entwickeln. Mittlerweile haben sich in Deutschland ver-
schiedene Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen im Bereich der erneuerbaren Energien gebil-
det, da bereits mehr als 367.0000 Menschen in Deutschland in diesem Bereich beschäftigt 
sind (BMU 2011b, 37). 
Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit sieht für die Zukunft eine 
hohe Bedeutung darin, dass der Einsatz der erneuerbaren Energien die Verteilungskämpfe um 
knappe Ressourcen entschärft und so einen indirekten Beitrag zur äußeren und inneren 
Sicherheit leistet (ebd., 47). Aus diesen Gründen werden vom Ministerium auch zahlreiche 
Forschungsprojekte im Bereich erneuerbare Energien gefördert (BMU 2011c).  
Die Schwierigkeiten von Bürgerenergiegenossenschaften liegen besonders in dem Erfordernis 
eines nachhaltigen Engagements und dem damit verbundenen Problem der Ehrenamtlichkeit. 
Damit bestimmte Teilbereiche eines solchen Projekts entgeltlich ausgeübt werden können 
muss das Projekt gewinnorientiert wirtschaften, damit genug finanzielle Mittel verfügbar sind 
um Mitarbeiter/innen anzustellen Selbst wenn das der Fall ist besteht immer noch die Mög-
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lichkeit, dass die Mitglieder trotzdem die ehrenamtliche Ausübung von Vorstands- bzw. Auf-
sichtsratstätigkeiten voraussetzen. Ein weiterer kritischer Punkt ist die eher gering ausge-
prägte Möglichkeit, sich als Genossenschaftsmitglied einzubringen. Die Geschäftstätigkeit der 
Genossenschaft bleibt somit tendenziell abstrakt, der Identifikationsgrad der Mitglieder mit 
der Genossenschaft muss folglich eher hoch ausgeprägt sein will die Genossenschaft nicht 
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Liebe Mitglieder der Solargenossenschaft Rosenheim! 
 
Worum geht es? 
Das Forschungsinstitut für Kooperationen und Genossenschaften (Leitung Univ. Prof. Dr. Dietmar Rößl) der 
WU Wien arbeitet derzeit an einem Projekt zum Thema Energiegenossenschaften. Das Forschungsprojekt wird 
vom Jubiläumsfonds der österreichischen Nationalbank (OeNB) finanziert und gemeinsam mit dem IFZ Graz 
(Interuniversitäres Forschungszentrum für Technik, Arbeit und Kultur) durchgeführt.  
Teil des Projektes ist die Erstellung von zwei Fallstudien. Im vergangenen Juli konnte ich mit mehreren Per-
sonen, unter anderem Herrn Lukas und einigen seiner KollegInnen mündliche Interviews über die „Solarge-
nossenschaft Rosenheim“ führen. 
 
Warum haben Sie einen Fragebogen bekommen?  
Da in jeder Genossenschaft den Mitgliedern eine entscheidende Rolle zukommt, ist jetzt Ihre Meinung von 
wesentlichem Interesse für das Projekt! Aus diesem Grund habe ich mich für eine schriftliche Befragung der 
Mitglieder entschieden. 
Ihr Mitwirken an der Befragung eröffnet die Möglichkeit, mehr zu dem wichtigen Thema Energie und Bürger-
beteiligung zu erfahren.  
 
Die Antworten werden vertraulich behandelt! 
Die Befragung ist vollständig anonym. Die Fragebögen wurden an Herr Lukas versandt, der diese wiederum an 
Sie weitergeleitet hat. Ihre persönlichen Daten sind uns nicht bekannt. Ich würde mich sehr freuen, wenn Sie an 
der Befragung - sie nimmt ungefähr 15 Minuten Ihrer Zeit in Anspruch - teilnehmen. Bitte senden Sie den ausge-
füllten Fragebogen in dem beiliegenden freigemachten Rückkuvert innerhalb von 10 Tagen an uns zurück.  
 
Wie geht es weiter?  
Für November/Dezember 2011 ist ein Workshop in Rosenheim geplant, wo die Ergebnisse der Befragung 
präsentiert werden und wir die Themen gemeinsam diskutieren können. 
Für Fragen stehe ich jederzeit zur Verfügung. 
 
Vielen Dank für Ihr Mitwirken! 
 
 
Meinungsumfrage zur Mitgliedschaft in der Solargenossenschaft Rosenheim 
 
I Thema Energie 
1. Haben Sie eine eigene PV- (Photovoltaik) Anlage? 
1 - Ja 2 - Nein      [Weiter bei Frage 3] 
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2. Welche Faktoren haben dabei eine Rolle gespielt?  
 sehr unwichtig   sehr wichtig 
a) Ich kann damit einen Beitrag zum Klimaschutz 
leisten. 
1 2 3 4 5 6 7 
b) Es wurde mir von Freunden/ 
Bekannten/Nachbarn empfohlen. 
1 2 3 4 5 6 7 
c) Die Errichtung einer PV-Anlage wird öffentlich 
gefördert. 
1 2 3 4 5 6 7 
d) Die gesetzlich vorgesehenen Einspeistarife sind 
attraktiv. 
1 2 3 4 5 6 7 
e) Andere Personen können sehen, dass ich etwas 
für die Umwelt tue.  
1 2 3 4 5 6 7 
f) Ich erzähle Freunden/Bekannten gerne von 
meiner PV-Anlage.  
1 2 3 4 5 6 7 
 
3. Von wo beziehen Sie Ihren Strom? 
a) Stadtwerke Rosenheim 
 




d) andere: ____________________ 
 
 
4. Handelt es sich dabei um Ökostrom? 
1 - Ja 2 - Nein 
 
5. Haben Sie beruflich mit dem Thema Energie zu tun? 
1 - Ja 2 - Nein 
 
6. Welche Rolle spielt generell der Preis bei Ihren Einkaufsentscheidungen? 
(Bitte geben Sie an, ob die folgenden Aussagen auf Sie zutreffen.) 
 stimmt gar nicht   stimmt völlig 
a) Ich achte sehr darauf, zu möglichst günstigen 
Preisen einkaufen zu können. 
1 2 3 4 5 6 7 
b) Der Preis ist mir zwar wichtig, aber im 
Zweifelsfall ist es mir wichtiger, „ökologisch 
wertvoll“ einzukaufen. 
1 2 3 4 5 6 7 
c) Ich entscheide mich grundsätzlich für das 
günstigste Produkt. 
1 2 3 4 5 6 7 
d) Ich kaufe hauptsächlich regionale Produkte. 1 2 3 4 5 6 7 
e) Ich kaufe hauptsächlich Bioprodukte. 1 2 3 4 5 6 7 
 
7. Sind Sie Kunde von rosolar? 





8. Wie wichtig sind dabei folgende Gründe? 
 sehr unwichtig  sehr wichtig 
a) Ich bin Mitglied der Solargenossenschaft 
Rosenheim, daher bin ich auch Kunde von rosolar. 
1 2 3 4 5 6 7 
b) Ich bin für den Atomausstieg. 1 2 3 4 5 6 7 
c) Ich möchte einen Beitrag zur Energiewende 
leisten. 
1 2 3 4 5 6 7 
d) Es ist wichtig, ein Zeichen für „Ökostrom“ zu 
setzen. 
1 2 3 4 5 6 7 
e) Der Strom ist nur geringfügig teurer. Die 
Entscheidung für rosolar ist mir daher nicht schwer 
gefallen.  
1 2 3 4 5 6 7 
f) Viele meiner Freunde/Verwandten/Bekannten 
beziehen ebenfalls Ökostrom. 
1 2 3 4 5 6 7 
g) Ich möchte Projekte in der Region unterstützen.  1 2 3 4 5 6 7 
h) Die Mitgliedschaft nützt mir auch sonst.  1 2 3 4 5 6 7 
 





10. Wie stark hat die Atomkatastrophe in Fukushima/Japan direkt Ihre Einstellung zur Atomenergie verändert? 
1 2 3 4 5 6 7 
gar nicht     sehr stark 
 
II Thema Genossenschaft 
11. Seit wann sind Sie Mitglied in der Solargenossenschaft Rosenheim? 
__________________________ 
 
12. Waren Sie vor Gründung der Genossenschaft Mitglied im Solarförderverein Rosenheim? 
1 - Ja 2 - Nein 
 
13. Sind Sie derzeit Mitglied im Solarförderverein Rosenheim? 
1 - Ja 2 - Nein 
 
14. Wie haben Sie von der Solargenossenschaft Rosenheim erfahren? 
(Bitte geben Sie an, ob die folgenden Aussagen auf Sie persönlich zutreffen.) 
 stimmt gar nicht   stimmt völlig 
a) Ich war in der Agenda 21 aktiv. 1 2 3 4 5 6 7 
b) Freunde/Verwandte/Bekannte haben mir davon 
erzählt. 
1 2 3 4 5 6 7 
c) Ich habe in der Zeitung davon gelesen. 1 2 3 4 5 6 7 
d) Ich war bei einer Veranstaltung, wo 
Werbefolder aufgelegen sind. 
1 2 3 4 5 6 7 
e) Ein Genossenschaftsmitglied hat mich 
angesprochen. 
1 2 3 4 5 6 7 
f) Ich war aktiv an der Gründung der 
Genossenschaft beteiligt. 
1 2 3 4 5 6 7 
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15. Bitte geben Sie an, ob die folgenden Aussagen auf Sie persönlich zutreffen. 
 stimmt gar nicht   stimmt völlig 
a) Die Rechtsform der Genossenschaft war mir 
schon vor der Solargenossenschaft Rosenheim 
bekannt. 
1 2 3 4 5 6 7 
b) Ich bin auch Mitglied einer anderen 
Genossenschaft. 
1 2 3 4 5 6 7 
c) Ich bin Kunde einer Genossenschaftsbank. 1 2 3 4 5 6 7 
d) Ich übe in meiner Freizeit eine ehrenamtliche 
Tätigkeit aus. 
1 2 3 4 5 6 7 
e) Ich habe Aktien einer Aktiengesellschaft. 1 2 3 4 5 6 7 
 
 
16. Die folgenden Aussagen betreffen Ihre Rolle in der Solargenossenschaft Rosenheim. 
(Bitte geben Sie an, ob diese auf Sie zutreffen. Mehrfachnennungen sind möglich.) 
a) Ich bin Mitglied des Vorstands. 1 - nein 2 -ja 
b) Ich bin Mitglied des Aufsichtsrats. 1 - nein 2 -ja 
c) Ich erledige verschiedene Arbeiten für die Genossenschaft. 1 - nein 2 -ja 
d) Ich identifiziere mich mit den Zielen der Genossenschaft. 1 - nein 2 -ja 
e) Ich komme immer zur Generalversammlung der 
Solargenossenschaft Rosenheim.  
1 - nein 2 -ja 
f) Ich melde mich bei der Generalversammlung öfters zu Wort. 1 - nein 2 -ja 
g) Ich habe Interesse an dem Kauf von weiteren 
Genossenschaftsanteilen der Solargenossenschaft Rosenheim. 
1 - nein 2 -ja 
h) Ich kann mir vorstellen, in der nächsten Zeit für eine Funktion 
im Vorstand oder Aufsichtsrat zu kandidieren.  
1 - nein 2 -ja 
 
Falls Sie Frage 16 a) oder b) oder h) mit „Nein“ beantwortet haben: 
17. Was spricht gegen die Ausübung einer Vorstands- oder Aufsichtsratsfunktion? 
(Bitte geben Sie an, welche Aussagen zutreffen.) 
 stimmt gar nicht   stimmt völlig 
a) Meine Familie nimmt zu viel Zeit in Anspruch. 1 2 3 4 5 6 7 
b) Mein Beruf lässt mir dafür keine Zeit. 1 2 3 4 5 6 7 
c) Ich habe daran kein Interesse. 1 2 3 4 5 6 7 
d) Ich sehe mich primär als Kunde der 
Solargenossenschaft Rosenheim. 
1 2 3 4 5 6 7 
e) Eine solche Tätigkeit ist für mich nicht 
interessant, weil es dafür kein Entgelt gibt. 
1 2 3 4 5 6 7 
f) Ich übe bereits andere ehrenamtliche Tätigkeiten 
aus. 
1 2 3 4 5 6 7 
g) Ich glaube nicht, dass ich geeignet bin. 1 2 3 4 5 6 7 
h) Ich wurde nicht gefragt. 1 2 3 4 5 6 7 




18. Warum sind Sie Mitglied in der Solargenossenschaft Rosenheim? 
(Bitte geben Sie an, ob die folgenden Aussagen auf Sie zutreffen.) 
 stimmt gar 
nicht 
  stimmt völlig 
a) Das Thema erneuerbare Energie liegt mir am 
Herzen. 
1 2 3 4 5 6 7 
b) Ich kenne ein Gründungsmitglied. 1 2 3 4 5 6 7 
c) Es handelt sich um eine sichere Anlageform. 1 2 3 4 5 6 7 
d) Ich möchte mein Geld ökologisch anlegen. 1 2 3 4 5 6 7 
e) Die jährliche Dividende motiviert mich. 1 2 3 4 5 6 7 
f) Ich möchte ein Zeichen für die Energiewende 
setzen. 
1 2 3 4 5 6 7 
g) Ich habe nicht die Möglichkeit für eine eigene PV-
Anlage. Die Genossenschaft bietet die Möglichkeit, 
dass ich mich trotzdem an einer PV-Anlage 
beteiligen kann. 
1 2 3 4 5 6 7 
h) Viele meiner Freunde/Bekannten/Nachbarn sind 
auch Mitglied. 
1 2 3 4 5 6 7 
i) Ich wollte mich engagieren und das Thema 
Energie liegt mir noch am nächsten. 
1 2 3 4 5 6 7 
j) Sonstiges  
  
19. Welche Vorteile haben Sie durch Ihre Mitgliedschaft in der Solargenossenschaft Rosenheim? 
 stimmt gar 
nicht 
  stimmt völlig 
a) Ich kann damit ein Zeichen für den Umweltschutz 
setzen. 
1 2 3 4 5 6 7 
b) Ich bekomme eine jährliche Dividende. 1 2 3 4 5 6 7 
c) Ich lerne Leute mit ähnlichen Interessen kennen. 1 2 3 4 5 6 7 
d) Die Mitgliedschaft nützt mir auch für mein 
Berufsleben. 
1 2 3 4 5 6 7 
e) Sonstiges  
  
 
20. Wie wichtig sind Ihnen die folgenden Aspekte einer Genossenschaft?  
 sehr unwichtig  sehr wichtig 
a) Mitspracherecht 1 2 3 4 5 6 7 
b) Dividende 1 2 3 4 5 6 7 
c) Mitunternehmer zu sein 1 2 3 4 5 6 7 
d) Genossenschaft als „nicht kapitalistische“ 
Rechtsform“ 
1 2 3 4 5 6 7 
e) Das geringe unternehmerische Risiko durch die 
beschränkte Haftung. 
1 2 3 4 5 6 7 
f) Die Betreuung/Beratung durch den 
Genossenschaftsverband. 
1 2 3 4 5 6 7 
g) Demokratische Struktur 1 2 3 4 5 6 7 
h) Langfristige Ausrichtung 1 2 3 4 5 6 7 
i) Die unabhängige Prüfung durch den 
Revisionsverband. 
1 2 3 4 5 6 7 




21. Wie wichtig ist Ihnen, dass die Solargenossenschaft Rosenheim  eine Genossenschaft ist und nicht etwa eine 
GmbH?  
sehr unwichtig unwichtig eher unwichtig neutral eher wichtig wichtig sehr wichtig 
1 2 3 4 5 6 7 
 
22. Wie stark werden die Mitglieder bzw. die Solargenossenschaft Rosenheim von den folgenden Institutionen 
unterstützt? 
 gar nicht  sehr stark 
a) Stadt Rosenheim 1 2 3 4 5 6 7 
b) Bürgermeisterin 1 2 3 4 5 6 7 
c) Stadtwerke Rosenheim 1 2 3 4 5 6 7 
d) Solarförderverein Rosenheim 1 2 3 4 5 6 7 
e) Genossenschaftsverband 1 2 3 4 5 6 7 
f) Sonstiges  
  
 
23. Wie eng ist Ihr Kontakt zu den folgenden Personen/Institutionen ein? 
 gar nicht  sehr stark 
a) Stadt Rosenheim 1 2 3 4 5 6 7 
b) Bürgermeisterin 1 2 3 4 5 6 7 
c) Stadtwerke Rosenheim 1 2 3 4 5 6 7 
d) Solarförderverein Rosenheim 1 2 3 4 5 6 7 
e) Genossenschaftsverband 1 2 3 4 5 6 7 
f) Solargenossenschaft Rosenheim 1 2 3 4 5 6 7 
g) Sonstiges  
  
 
24. Wie wichtig sind Ihnen die folgenden Punkte?  
 sehr unwichtig sehr wichtig 
a) Dass jährlich eine Dividende ausgeschüttet wird. 1 2 3 4 5 6 7 
b) Dass eine möglichst hohe Dividende ausgeschüttet wird. 1 2 3 4 5 6 7 
c) Dass ein enger Kontakt des Vorstands zu den Mitgliedern besteht. 1 2 3 4 5 6 7 
d) Dass verstärkte Werbemaßnahmen für die Solargenossenschaft 
Rosenheim stattfinden. 
1 2 3 4 5 6 7 
e) Dass der Vorstand ehrenamtlich und nicht entgeltlich tätig ist. 1 2 3 4 5 6 7 
f) Dass der Aufsichtsrat ehrenamtlich und nicht entgeltlich tätig ist. 1 2 3 4 5 6 7 
g) Dass neue Projekte vorangetrieben werden, damit ich 
Genossenschaftsanteile kaufen kann. 
1 2 3 4 5 6 7 
h) Dass in der Öffentlichkeit wahrgenommen wird, dass sich die 
Solargenossenschaft Rosenheim im Bereich der erneuerbaren Energien 
engagiert. 
1 2 3 4 5 6 7 
i) Dass es verstärkte Werbemaßnahmen für rosolar gibt. 1 2 3 4 5 6 7 





III Entwicklungsmöglichkeiten der Solargenossenschaft Rosenheim 
25. Sind Sie der Meinung, dass es zweckmäßig wäre, wenn gewisse Ämter (z.B. Vorstand, Sekretärin …) in der 
Solargenossenschaft in Zukunft entgeltlich ausgeübt werden würden?  
1 - Ja 2 - Nein 
 
26. Werden Sie, wenn es wieder neue Projekte gibt, weitere Genossenschaftsanteile zeichnen?  
1 - Ja [weiter bei Frage 28] 2 - Nein 
 
27. Warum werden Sie keine weiteren Genossenschaftsanteile zeichnen? 
___________________________________________________ 
 
28. Wo sehen Sie Verbesserungspotential für die Genossenschaft? 
___________________________________________________ 
 
29. Hätten Sie gerne einen engeren Kontakt zum Vorstand?  
1 - Ja 2 - Nein 
 
 
IV Allgemeine Informationen 
30. Welcher ist Ihr höchster Bildungsabschluss? Bitte wählen Sie eine Alternative. 
1 – Realschulabschluss; 2 – Lehrabschluss; 3 – Abitur, 4 – Universität 
 
31. Sind Sie derzeit: 1 – Single; 2 – in Lebensgemeinschaft 
 
32. Welcher Altersgruppe gehören Sie an? 
< 25 25-35 36-45 46-55 56-65 >65 
      
 
 
33. Ihr Geschlecht: 1 – männlich  2 – weiblich 
34. Wie viele Personen wohnen in Ihrem Haushalt?  ____________ 
35. Wie viele Personen sind davon unter 18 Jahre?   ____________ 
 
36. Wo wohnen Sie? 
1 - In einer Mietwohnung. 3 - In einem Haus (Miete).  
2 - In einer Eigentumswohnung. 4 - In einem Haus (Eigentum).  
5 - Sonstiges  
 
37. Wohnen Sie in der näheren Umgebung (Umkreis von 15 km) der Stadt Rosenheim? 
1 - Ja 2 - Nein 
 
38. Welchen Beruf üben Sie derzeit aus? ______________________________________ 
 
39. Haben Sie ein eigenes Auto?  
1 - Ja 2 - Nein 
 
